
Flüchtlingswelle aus Sabah

Philippinen________________________________

Ein völlig überfülltes Fischer
boot mit 173 philippinischen 
Flüchtlingen wurde Anfang Au
gust von der philippinischen 
Marine in der Sulusee aufgegrif
fen und die Passagiere gerettet. 
Es waren überwiegend muslimi
sche Familien aus Sabah, die z. 
T. mit brutalen Methoden außer 
Lande getrieben worden waren.
Seit dem ersten August die

sen Jahres geht die malaysi
sche Regierung besonders hart 
gegen ausländische (überwie
gend philippinische und indone
sische) Bewohner/innen ohne 
gültige Papiere (sogenannte ille
gale Migrant/innen) vor. Viele von 
ihnen werden unter menschen-

Im Schatten des Krieges der 
Regierung gegen die revolutio
näre Bewegung haben sich 
mindestens 100 Mitgliederder 
dem RJ-Spektrum zugehörigen 
Parteien PMP, SPP, PPD und 
Vertreter der Bangsamoro zu 
einer neuen Vereinigung mit 
dem Namen Partido ng Mang- 
gagawang Pilipino/PMP (Partei 
der philippinischen Arbeiter/in
nen) zusammengeschlossen. 
Dies teilte Patricio Ramirez ein 
Sprecher der Gruppe am 25. 
August per e-mail mit. Er 
schrieb außerdem: »Mit der weit 
verbreiteten Anti-Terror-Hysterie, 
die die philippinische und US-

Arme Arbeiter/innen zahlen 
mehr Steuern als die Reichen. 
Senator R. Recto zufolge hat die 
Regierung in den vergangenen 
elf Jahren 608 Milliarden Pesos 
durch Einbußen bei der Ein
kommensteuer verloren. Recto 
bezog sich auf eine Studie der 
Regierung, die besagt, dass 
von den 81,8 Milliarden Pesos 
Einkommensteuer, die im Jahre 
2000 eingenommen wurden,
63, 8 Milliarden von den Löhnen 
der einfachen Arbeiter zurück
behalten worden waren. 
Selbstständige trugen lediglich
7,3 Milliarden bei, gerade einmal 
zwei Prozent des gesamten 
Steuereinkommens.
Ein Grund für die geringen 

Einnahmen sei die niedrige Ba
sis — nur 2.8 Millionen

unwürdigen Bedingungen in La
gern zusammengepfercht und 
deportiert. Mindestens 13 Kin
der sind dabei bereits ums Le
ben gekommen. Begründet wird 
das Vorgehen mit Sicherheitsbe
denken — wahrer Grund dürften 
jedoch die abflauenden Wachs
tumsraten der malaysischen 
Wirtschaft sein. 612 Flüchtlinge 
wurden bislang in Notunterkünf
ten auf der südphilippinischen 
Insel Mapun untergebracht.
Insgesamt 300.000 illegal Be

schäftigte möchten die malaysi
schen Behörden loswerden. 
64.000 Filipinas und Filipinos 
haben Sabah in den vergange
nen Monaten bereits verlassen;

amerikanische Regierung ange
stachelt haben, wäre es für je
den Revolutionär klüger, von 
öffentlichen Stellungnahmen ab 
zu sehen und statt dessen an 
einer bewaffneten Aktion teil zu 
nehmen. Sie würden sich ohne
hin nur den Ruf von Terroristen 
einholen.«
Er stellte klar, dass sich die 

bewaffneten Aktionen der PMP 
vom Geurillakampf der NPA 
unterscheiden würden.
»Unser Ziel ist es«, so Rami

rez, »eine starke Bewegung un
ter Führung der Arbeiterklasse 

gegen die imperialistische Glo
balisierung, die Einmischung

Steuererklärungen wurden im 
Jahr 2000 abgegeben, obwohl 
es etwa 15 Millionen fest an- 
gestellte Arbeiter/innen im 
Land gibt. 1,9 Millionen von ih
nen haben Steuern abgeführt 
(1,35 Millionen davon sind in 
staatlichen Betrieben ange
stellt) — aber nur 536.000 Ge
schäftsleute und Akademi
ker/innen.
Eine neue Studie der ameri

kanischen Investmentbank 
Morgan Stanley kommt zu dem 
Ergebnis, dass die Philippinen 
im letzten Jahr Steuerausfälle in 
Höhe von 7,6 Mrd. US-Dollar zu 
verzeichnen hatten, die sich seit 
1965 auf 205 Mrd. US-Dollar 
summieren.
Sechs Millionen der philippi

nischen Arbeitnehmer/innen

bis zu 80.000 weiteren steht 
möglicherweise ihre Deportation 
bevor. Anfang September hat 
Malaysia nach heftigen Prote
sten von philippinischer Seite 
die Deportationen vorüberge
hend eingestellt.
Die heutigen Bootsflüchtlinge 

haben Mindanao verlassen, als 
die MNLF (Moro National Libe
ration Front) 1970 ihren bewaff
neten Kampf um die Unabhän
gigkeit aufgenommen hat. Zahl
reiche philippinische Politiker/in
nen haben verlangt, dass die 
Philippinen nun ihren ruhenden 
Anspruch auf Sabah erneut ak
tiv verfolgen sollten.
Vgl. PDI21.8., 29.8. und 1.9. 2002

der USA und die Arroyo-Regie- 
rung zu führen. (...) Die philippi
nische Gesellschaft ist ein sozia
ler Vulkan, der früher oder spä
ter ausbrechen wird, und die 
(PMP) wurde speziell zusam
men geschlossen, um den 
spontanen Kämpfen, die aus
brechen werden, eine Richtung 
zu geben.«
Die neue Gruppe sieht sich 

in der Tradition des im vergan
genen Jahr ermordeten Rebel
lenführers Felimon »Ka Popoy« 
Lagman.

vgl. PDI, 26.8.2002

haben kein ausreichendes Ein
kommen und benötigen daher 
noch eine zweite Beschäfti
gung. Die Zahl der Unterbe
schäftigten ist gegenüber dem 
Vorjahr um mehr als zwei Pro
zent gestiegen; im April lag sie 
bei 19,6 Prozent der fast 30,2 
Millionen registrierten Arbeiter. 
Etwa jede/r zweite Unterbe
schäftigte ist in der Land-, 
Forst- oder Fischereiwirtschaft 
tätig, die anderen im Groß- und 
Einzelhandel, in der Herstel
lung und der Lagerung von 
Waren oder in den Bereichen 
Transport und Kommunikation. 
Knapp zwei Drittel von ihnen 
arbeiten weniger als acht Stun
den am Tag.

Vgl. PDI, 5.8.02, Phil.Star, 1.7.02
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Journalist gezielt 

erschossen

Der Fernsehmoderator und 
Zeitschriftenredakteur Sonny 
Alcantara wurde kürzlich von 
einem Unbekannten vor sei
nem Haus in San Pablo City 
erschossen. Das Attentat ha
ben mehrere Personen gese
hen, sie verweigern jedoch die 
Aussage aus Angst vor Re
pressalien. Alcantara hatte re
gelmäßig kritische Berichte 
über die lokale politische Op
position veröffentlicht. In den 
Wochen zuvor waren mehrere 
Drohungen gegen ihn einge
gangen.
Seit Anfang 2002 wurden 

bereits eine Journalistin und ein 
Journalist auf den Philippinen 
ermordet. Obwohl es in beiden 
Fällen genügend Beweise da
für gibt, dass Angehörige des 
Militärs und der Polizei in die 
Morde verwickelt waren, wird 
nicht weiter ermittelt.
Vgl. Pressemitteilung v. Reporter 

ohne Grenzen, 23.8.2002

Geflutet

Am 8. August 2002 begann 
die Stauung von Wasser im 
Rahmen des nahezu fertigge
stellten Großstaudamm San 
Roque in Nordluzon. Ein erstes 
Dorf wurde bereits überflutet. 
Mehr als 1600 Menschen, 
hauptsächlich ansässige Bau
ern und Kleinschürfer, ver
sammelten sich zu einem 
»Volksgipfel« in Baguio City 
und forderten die Einstellung 
der Flutung, die Auszahlung 
der zugesagten Entschädigun
gen und die Annullierung des 
Vertrages der privaten Betrei
berfirma mit der nationalen 
Strombehörde NPC.

Vgl. MT, 4.9.2002

Neue Sammlungspartei in der Unken gegründet
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lichten

Außen- und 

Bildungsminister 

treten zurück

Außenminister Teofisto 
Guingona und Bildungsmini
ster Paul Roco sind aus der 
Regierung Arroyo ausgetreten.
Roco, ein möglicher Heraus

forderer von Arroyo bei der 
nächsten Präsidentschafts
wahl, legte am 13-August sein 
Amt aufgrund von Korruptions
vorwürfen nieder. Er wies die 
gegen ihn erhobene Anklage 
der Veruntreuung von Geldern 
zurück und kritisierte, dass Ar
royo diese vor eine Untersu
chungskommission gebracht 
hatte, ohne ihn vorher persön
lich darauf angesprochen zu 
haben. Er fasste es als einen 
Misstrauensbeweis der Präsi
denten gegen ihn auf. Eine 
solche Art der öffentlichen De
mütigung ist seiner Ansicht 
nach für eine Demokratie nicht 
angemessen.
Einen Monat zuvor hatte 

bereits Außenminister Guingo
na sein Amt nach grundlegen
den Meinungsverschiedenhei
ten mit der Präsidenten bezüg
lich der amerikanischen Mili
tärberater im Süden nieder 
gelegt.
Um den Staat zu stärken, 

forderte Roco mehr Macht für 
das Volk. Er gilt als aussichts
reicher Kandidat für die Präsi
dentschaftswahl im Jahre 
2004. Schon 1998 war er an
getreten und hatte nach Estra- 
da und Arroyo die meisten 
Stimmen erhalten.

Vgl. Business World, 13.8.2002

Philippinen

Hinrichtung verschoben

Präsidentin Arroyo hat die 
Hinrichtung eines Vergewalti
gers um 90 Tage verschoben 
— aus Anlass des Geburtsta
ges von Jaime Kardinal Sin, 
dem Erzbischof von Manila. 
Das Todesurteil gegen Rolan- 
do Pagdayawon sollte ur
sprünglich am 30. August 
vollstreckt werden.
Arroyo hatte kürzlich die 

Vollstreckung der Todesstrafe 
wieder in Kraft gesetzt, nach
dem sie vor zwei Jahren aus
gesetzt worden war. Bis zum 8.

Januar 2003 sind noch weitere 
22 Hinrichtungen vorgesehen. 
Die meisten Todeskandidaten 
sind Vergewaltiger.
Es wird vermutet, dass Ar

royo die Unterstützung der ein
flussreichen katholischen Kir
che — einer entschiedenen 
Gegnerin der Todesstrafe — 
nicht verlieren möchte und 
deshalb den 74. Geburtstag 
Jaime Sins zum Anlass nahm, 
eine Vollstreckung aufzuschie
ben. Sin hatte in einem Hir
tenbrief das Ende des Morato

riums scharf verurteilt. Trotz 
wachsender Unzufriedenheit 
mit ihrer Politik gehört der Erz
bischof noch immer zu den 
Unterstützern Arroyos. 101 Ab
geordnete des Repräsentan
tenhauses forderten unterdes
sen erneut, dass der Senat die 
Todesstrafe abschafft. 15 von 
24 Senator/innen haben sich 
dazu positiv geäußert, (siehe 
auch: Von Schurken .... S.
70ff.)

Vgl. PDI 24.8.2002

Schweiz gibt Marcosgeider frei

Die Schweizer Behörden 
haben erneut 17 Millionen US- 
Dollar der gesperrten Konten 
von Verwandten des früheren 
Präsidenten Ferdinand Marcos 
frei gegeben. Das Geld, wel
ches unter dem Verdacht von 
Korruption zunächst eingefro
ren worden war, sei auf den 
Namen von Marcos’ Neffe, 
dem ehemaligen Energiemini
ster und Sekretär des Dikta
tors, Geronimo Velasco, ange
legt. »Es gibt keine gesetzliche

Grundlage, das Konto weiter 
zu sperren« erklärte der zu
ständige Staatsanwalt. Zudem 
hätten die philippinischen Be
hörden keinen Versuch unter
nommen, die Freigabe zu ver
hindern.
Bereits in den vergangenen 

Jahren war die Sperrung 
mehrerer Konten des Marcos- 
Clans aufgehoben worden. 
Somit hat Verwandtschaft des 
Ex-Diktators inzwischen den 
größten Teil ihres 1986 ge

sperrten Geldes zurück erhal
ten. Schätzungsweise 10 Milli
arden US-Dollar haben sie an
geblich bis zum Sturz von Mar
cos auf ausländische Konten 
beiseite geschafft. Lediglich 10 
Millionen davon sind mittlerwei
le noch auf Schweizer Banken 
eingefroren.

Vgl. Agence France-Presse, 

9.8.2002

Demokratie gefährdet

Die philippinische Demokra
tie weist erhebliche Mängel auf. 
Das ergab eine Studie der 
Vereinten Nationen (Human 
Development Report 2002).
Der Bericht weist darauf hin, 
dass die Welle der Demokrati
sierung aus den 1980er und 
90er Jahren stagnierte und 
viele Länder in autoritäre 
Strukturen zurück fielen oder 
mit zunehmenden wirtschaftli
chen und sozialen Spannun
gen konfrontiert sind.
Der Bericht erscheint in ei

ner Zeit, in der die Philippinen 
mit zahlreichen Problemen zu 
kämpfen haben, die das demo
kratische System gefährden. 
Hierzu gehört unter anderem 
die hohe Zahl an Verbrechen, 
welche die Schwächen der 
Durchsetzung von Recht und 
Gesetz vor Augen führen, das 
wachsende Defizit im Staats
haushalt, das die Finanzierung

von Entwicklungsprogrammen 
wesentlich erschwert, die Kor
ruption und vor allem die weit 
verbreitete Armut und die 
enormen Unterschiede in der 
Verteilung des Einkommens.
Dies alles verschärft die po

litischen und sozialen Span
nungen und ist eine große Be
lastung für das gesamte Sys
tem. Unter solchen Umständen 
werden die Rufe nach einer 
starken Führung immer lauter, 
festgeschriebene Rechte wer
den weniger durchgesetzt, und 
die Verlockung, wieder einen 
»starken Mann« einzusetzen, 
der die politischen und sozia
len Misere lösen soll, ist groß.
Unter den 173 Ländern, 

deren Entwicklungsstand unter 
den Aspekten Lebenserwar
tung, Realeinkommen und Zu
gang zur Bildung betrachtet 
wurde, stehen die Philippinen 
an 77ster Stelle.

»Rund um die Welt sind sich 
die Menschen immer mehr 
bewusst, dass die Demokratie 
die Entwicklung — wie z.B. 
mehr Arbeitsplätze, Schulen 
und medizinische Versorgung 
für die einfache Bevölkerung — 
nicht voran getrieben hat.«, so 
der Herausgeber des UN- 
Berichtes.
An anderer Stelle heißt es: 

»Wenn eine demokratische 
Regierung nicht auf die Be
dürfnisse der armen Menschen 
eingeht, neigt die Öffentlichkeit 
dazu, ein autoritäres System 
oder populistische Führer zu 
unterstützen, die behaupten, 
dass die Einschränkung ziviler 
Freiheiten zu wirtschaftlichem 
Wachstum sowie zu gesell
schaftlicher Entwicklung und 
Stabilität führen.

Vgl. PDI, 5.8.2002

2üdo2faeien 2/02


